Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudisadie Nr. 


Antrag 

der Abgeordneten Wirths, Dr. Schäfer und Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ordnung des Architektenberufes 
(Architektengesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Wer die Berufsbezeichnung „Architekt“ 
oder eine mit diesem Wort verbundene Be- 
rufsbezeichnung führen will, bedarf einer Er- 
laubnis nach den Bestimmungen dieses Ge- 
setzes. 

S 2 

Die Erlaubnis ist Bewerbern zu erteilen, 
die folgende Voraussetzungen erfüllen: 

1. Ein abgeschlossenes Studium des Bauwesens 

a) an einer Technischen Hochschule oder 
einer gleichgestellten Lehranstalt oder 

b) an einer staatlich anerkannten techni- 
schen Lehranstalt oder einer gleichge- 
stellten Baufachschule und 

2. eine nachfolgende praktische Tätigkeit im 
Entwurf und in der Bauleitung von Hoch- 
bauten, die im Falle von Nummer 1 Buch- 
stabe a drei Jahre, im Falle von Nummer 1 
Buchstabe b fünf Jahre betragen muß und 
durch Zeugnisse sowie durch Vorlage eigen- 
händiger Entwurfs- und Planunterlagen 
nachzuweisen ist. 

S 3 

Die Erlaubnis kann erteilt werden: 

a) Bewerbern, welche die Voraussetzungen 
des § 2 Nr. 1 nicht erfüllen, aber eine 


praktische adiijährige Tätigkeit im Ent- 
wurf und in der Bauleitung von Hoch- 
bauten ausgeübt haben und Fachkennt- 
nisse nachweisen, die denen eines nach § 2 
Nr. 1 Buchst, a oder b ausgebildeten Be- 
werbers entsprechen. 

b) Bewerbern, welche die Voraussetzungen 
des § 2 Nr. 2 noch nicht erfüllen, wenn 
sich nach dem Urteil des Zulassungsaus- 
schusses die Befähigung überzeugend 
ergibt. 

S 4 

Die Erlaubnis ist zu versagen, 

1. solange der Bewerber nicht die bürger- 
lichen Ehrenrechte besitzt, 

2. solange dem Bewerber gemäß § 42 Abs. 1 
des Strafgesetzbuches die Berufsausübung 
untersagt worden ist, 

3. solange dem Bewerber gemäß § 35 Abs. 5 
bis 7 der Reichsgewerbeordnung die Be- 
rufsausübung untersagt worden ist, 

4. wenn sich aus einer rechtskräftigen Ver- 
urteilung wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens ergibt, daß dem Bewerber die 
für den Architektenberuf erforderliche Zu- 
verlässigkeit fehlt, 

5. wenn dem Bewerber wegen eines erheb- 
lichen Gebrechens oder wegen Schwäche 
der körperlichen oder geistigen Kräfte 
die für den Architektenberuf erforderliche 
Eignung oder Zuverlässigkeit fehlt. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gehr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30. 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



S 5 

Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn 
Tatsachen, die eine Versagung nach § 4 be- 
gründen würden, erst nach der Erteilung ein- 
treten oder bekannt werden. 

S 6 

(1) Die Erlaubnis wird auf Antrag erteilt. 

(2) Über die Anträge und den Widerruf 
entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde 
nach Anhörung eines Ausschusses. 

(3) Zuständig ist die höhere Verwaltungs- 
behörde, in deren Bezirk der Bewerber sei- 
nen Wohnsitz hat. 

§ 7 

(1) Der Ausschuß nach § 6 Abs. 2 besteht 
aus 

a) dem Leiter der höheren Verwaltungsbe- 
hörde oder dem von ihm bestellten Ver- 
treter als Vorsitzendem, 

b) aus zwei freiberuflich und zwei bau- 
gewerblich tätigen Architekten. 

(2) Die unter Absatz 1 Buchstabe b ge- 
nannten Ausschußmitglieder beruft der Lei- 
ter der höheren Verwaltungsbehörde auf 
Vorschlag der zuständigen Berufsorgani- 
sationen. 

(3) Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn 
der Vorsitzende und mindestens zwei Mit- 
glieder anwesend sind. Er trifft seine Ent- 
scheidungen mit Stimmenmehrheit. Bei Stim- 
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzen- 
den den Ausschlag. 


S 8 

Im Falle der Versagung oder des Wider- 
rufs steht dem Antragsteller das Recht der 
Beschwerde gegen den Regierungsbescheid zu. 
Die Beschwerde ist innerhalb der Frist eines 
Monats nach Zustellung des Bescheids einzu- 
legen. Über die Beschwerde entscheidet der 
Beschwerdeausschuß bei der Landesregierung. 
Er besteht aus einem von der Landesregie- 
rung zu bestimmenden ständigen Leiter, der 
nach Möglichkeit die Befähigung zum Rich- 
teramt haben soll, und zwei freiberuflich 
und zwei baugewerblich tätigen Architekten. 

§ 9 

Die Erlaubnis wird für das Bundesgebiet 
schriftlich erteilt. 

§ 10 

Personen, die vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes die Berufsbezeichnung „Architekt“ ge- 
führt haben, müssen innerhalb von 6 Mo- 
naten die erforderliche Erlaubnis nachsuchen. 
Bis zur Entscheidung über den Antrag darf 
die Berufsbezeichnung weitergeführt werden. 
Wer keinen Antrag einreicht, darf nach Ab- 
lauf der Frist von 6 Monaten die Berufsbe- 
zeichnung nicht weiterführen. 

§ 11 

Mit Gefängnis bis zu einem Monat oder 
mit Geldstrafe bis zu eintausend Deutsche 
Mark wird bestraft, wer die Berufsbezeich- 
nung „Architekt“ führt, ohne nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes dazu berechtigt zu 
sein. 
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